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Ausgabe Dezember 2023

BPR

Der BDZ-geführte Bezirksperso-
nalrat bei der Generalzolldirektion 
hat kürzlich die örtlichen Personal-
räte bei den Hauptzoll- und Zoll-
fahndungsämtern angeschrieben 
und sie nach ihren Erfahrungen zu 
den dienstlich gelieferten Smart-
phones befragt. Die meisten Ant-
worten hatten den gleichen Tenor: 
die Geräte werden kaum genutzt, 
weil sie nicht anwenderfreund-
lich sind. Insbesondere gilt dies 
für die Zollfahndungsämter, deren 
Beschäftigte noch weniger Nut-
zungsmöglichkeiten als die übrigen 
Einheiten haben. Viele Bedienstete 
verwenden die Smartphones ledig-
lich zum Telefonieren, oder belas-
sen sie unbenutzt in ihren Schreib-
tischen. Dem Vernehmen nach ist 
allenfalls ein Drittel der Smartpho-
nes in Betrieb. Bei den Praktikern 
besteht Unverständnis, weshalb 
Geräte die von den Zusammenar-
beitsbehörden verwendet werden, 
wesentlich vielseitiger einsetzbar 
sind und optimal auf die Bedürfnis-
se der Benutzer abgestimmt sind. 
Insbesondere wurden folgende 
Punkte beanstandet:
•	 Die Geräte haben einen ex-

tremen Stromverbrauch und 
dadurch inakzeptable Ak-
ku-Laufzeiten. Die dienstlich 
gelieferten Ersatzakkus müs-
sen im Gerät geladen werden, 

weswegen sie bei Außenein-
sätzen keine Hilfe sind. Power-
banks wären hierfür die besse-
re Alternative.

•	 Hauptgrund für die schnelle 
Entleerung der Akkus ist wohl 
die Sicherheitssoftware. Die 
umständliche Handhabung 
wurde häufig kritisiert und die 
Sicherheitsvorkehrungen als 
übertrieben bezeichnet.

•	 Eine uneingeschränkte Nut-
zung der Geräte ist nur bei 
LTE-Empfang gewährleistet. 
Sofern die Netzabdeckung 
nicht optimal ist, funktionieren 
die Secure-Apps nicht mehr.

•	 Auch die Nutzung der Kamera 
zur Beweissicherung funktio-
niert nicht zuverlässig. Eine 
Übertragung von Bildern ist im 
Zollfahndungsdienst nur einge-
schränkt möglich.

•	 Abfragen aus Albatros sind 
nicht möglich.

•	 Reparaturen dauern bis zu drei 
Monate.

•	 Eine Bestellung von Tastentele-
fonen über das Kaufhaus des 
Bundes ist nicht mehr möglich. 
Vielen Beschäftigten würden 
diese einfachen Geräte genü-
gen.

Da zum Ende des Jahres das BSI-
Sicherheitszertifikat ausläuft, hat 
die GZD eine Ersatzbeschaffung 
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Wie bekannt hat das BMF die GZD 
beauftragt, die Neuausrichtung der 
Bekämpfung der OK in der Zollver-
waltung umzusetzen. Dies erfolgt 
nicht im Rahmen einer Projekt-
struktur, sondern agil in der Linie. 
Die Umsetzung soll dann Schritt 
für Schritt erfolgen. In die Arbeits-
gruppe in der Linie sind die Inter-
essenvertretungen nicht eingebun-
den. Sie werden im Rahmen eines 
Steuerungsgremiums in unregel-
mäßigen Abständen über die Pla-

nungen informiert. Ein besonderer 
Fokus bei der Neuausrichtung der 
Bekämpfung der OK liegt auf den 
regionalen Ermittlungszentren der 
FKS und der Zollfahndung. Hier gab 
es verschiedenste Gerüchte und es 
kursierte der Entwurf einer Orga-
nisationsverfügung, ohne dass der 
BDZ geführte Bezirkspersonalrat 
oder die anderen Interessenvertre-
tungen hierüber im Vorfeld infor-
miert worden sind. Nach dem Ent-
wurf der Organisationsverfügung 

sollten drei Modellregionen zum 
1. Januar 2024 installiert werden. 
In diesem Zusammenhang traten 
zahlreiche Fragen bei den betrof-
fenen Kolleginnen und Kollegen 
auf, die die Verwaltung zum Teil 
bis heute nicht beantwortet hat. 
Da haben auch drei kurzfristig, auf 
Druck des BDZ, anberaumte Infor-
mationsveranstaltungen, zu denen 
die Personalvertretungen eingela-
den waren, nichts ändern können. 
Auch der allseits genutzte Begriff 

BPR

Neuausrichtung der Strategie zur Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität (OK)

angestoßen. Im kommenden Jahr 
sollen die aktuell verwendeten 
Samsung Geräte durch Apple IPho-
nes ersetzt werden. Entscheidend 
ist aber, dass die Geräte anwen-
derfreundlich werden, eine ent-
sprechende Akkulaufzeit haben. 
Die Geräte sollten diesmal auf die 

Bedürfnisse der Nutzerinnen und 
Nutzer zugeschnitten sein. Sicher-
heit ist wichtig, aber wenn die Si-
cherheitssoftware einen sinnvollen 
Einsatz unmöglich macht, kann 
man auf die Beschaffung verzich-
ten. Die Beschäftigten hatten sich 
ursprünglich auf die Beschaffung 

moderner Smartphones gefreut, 
damit sie diese sinnvoll im Dienst 
einsetzten können, wie unsere Zu-
sammenarbeitsbehörden dies seit 
Jahren tun. Beim Rollout der Sam-
sung Geräte war die Enttäuschung 
groß. Das darf sich nicht wiederho-
len.

Förderung des einfachen Dienstes
Nach langen und schwierigen Ver-
handlungen zwischen dem BDZ 
geführten HPR und dem BMF hat 
man sich auf ein Verfahren zur För-
derung des einfachen Dienstes ge-
einigt. Ein entsprechender Erlass 
hierzu erging am 07.08.2023 an die 
GZD. Sie wurde darin aufgefordert, 
die Überleitung von Beamtinnen 
und Beamten des einfachen Diens-
tes in den mittleren Dienst der Zoll-
verwaltung im Verfahren nach § 27 
BLV (Bestenförderung) schnellst-
möglich, jedenfalls noch in diesem 
Kalenderjahr, zu veranlassen bzw. 
einzuleiten. Da die GZD den Erlass 
lediglich den betreffenden Arbeits-
bereichen der Direktion I und dem 
Leuchtturm bekanntgegeben. Die 
Leitungen der Ortsbehörden sind 
lediglich im Rahmen einer Bespre-
chung informiert worden. 
Viele Kolleginnen und Kollegen fra-
gen sich: „Was nun? Wie geht es 
weiter?“ Auf Nachfrage hat die Di-
rektion I der GZD erklärt, dass sie 

zunächst ein Stellebesetzungsver-
fahren nach § 27 BLV durchführen 
wird. Dies betrifft alle interessier-
ten Kolleginnen und Kollegen, die 
die beurteilungsmäßigen Voraus-
setzungen erfüllen. Eine zeitnahe 
Veröffentlichung wurde in Aussicht 
gestellt. Für die Beschäftigten, 
die noch nicht über die beurtei-
lungsmäßigen Voraussetzungen 
verfügen, macht der Erlass auch 
klare Vorgaben. Es ist eine Regel-
beurteilung des einfachen Dienstes 
durchzuführen, wobei die Quotie-
rung außer Acht bleibt. Nach der 
Beurteilungsrunde werden weitere 
Kolleginnen und Kollegen über die 
beurteilungsmäßigen Vorausset-
zungen verfügen und ein weiteres 
Stellenbesetzungsverfahren nach 
§ 27 BLV kann gestartet werden. Da 
nach einer Beurteilungsrunde noch 
nicht alle Kolleginnen und Kollegen 
über zwei Spitzenbeurteilungen 
verfügen werden, ist eine weitere 
Regelbeurteilung innerhalb kurzer 

Zeit vorgesehen, an die sich dann 
ein weiteres Stellenbesetzungsver-
fahren anschließt. Auf unsere Nach-
frage hin wurde uns mitgeteilt, dass 
man bereits in den Vorbereitungen 
für die einzelnen Schritte sei. Nach 
Festlegung der Beurteilungsstich-
tage wolle man die Beschäftigten 
informieren. Wir meinen, über das 
grundsätzliche Vorgehen hätte die 
GZD bereits im Spätsommer dieses 
Jahres die betroffenen Beschäftig-
ten informieren müssen. Dies hät-
te Verunsicherung und Frustration 
vermieden. Die GZD ist nun aufge-
fordert, die Maßnahmen schnellst-
möglich umzusetzen, damit die Be-
schäftigten schnellstmöglich in das 
Aufstiegsverfahren einsteigen kön-
nen. Andere Maßnahmen werden 
schließlich auch zeitnah umgesetzt. 

Wir werden uns weiterhin für eine 
schnelle Umsetzung einsetzten und 
bei den Verantwortlichen den Fin-
ger in die Wunde legen. 



 Personalräte KOMPAKTBPR

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die BDZ Fraktion im Bezirkspersonalrat wünscht Ihnen 
und Ihren Lieben ein frohes und gesegnetes Weihnachtsfest 

und einen guten Rutsch ins neue Jahr. 
Bleiben Sie gesund.

Ihre BDZ Fraktion
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der „Basisermittlungen“ ist noch 
nicht abschließend definiert und 
mit den Interessenvertretungen er-
örtert worden. Dies ist aber wesent-
lich, damit die Planungen weiter 
gehen können. Auch für die Sach-
gebiete C ist die Klärung von zen-
traler Bedeutung. Der Vorsitzende 
des BDZ geführten BPR, Christian 
Beisch, machte gegenüber der GZD 
deutlich, dass dem BPR in diesen 
Fragen ein Mitwirkungsrecht nach 

dem Bundespersonalvertretungs-
gesetz zusteht und hat dieses deut-
lich eingefordert. Da das Thema vie-
le Kolleginnen und Kollegen in ihrer 
beruflichen Zukunft betrifft, kann 
dies auch nicht im Schnellverfahren 
durchgeführt werden. Im Ergebnis 
hat er deutlich gemacht, dass eine 
Umsetzung der Pilotierung der re-
gionalen Ermittlungszentren zum 
1. Januar 2024 nicht erfolgen kann. 
Das hat die GZD zwischenzeitlich 

auch akzeptiert. Zuerst muss das 
Mitwirkungsverfahren abgeschlos-
sen sein und dann sind alle betrof-
fenen Beschäftigten durch die Ver-
waltung umfassend zu informieren. 
Wenn die Maßnahmen ein Erfolg 
werden sollen, müssen die Be-
schäftigten auf dem Weg mitge-
nommen werden. Dies erreicht 
man am Besten durch Transparenz 
und eine offene Kommunikation mit 
den Betroffenen.


